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„Das Ende der Worte ist erreicht.“ So lau-
tet die dramatische Antwort zweier vom 
Hungerstreik geschwächter türkischer 

Intellektueller auf den Rat, ihren Streik 
angesichts seines hohen Risikos abzubre-
chen. Aber für beide zählt nur noch die 
Tat.1 Das Ende der Worte verstehen sie als 
eine Folge des Verlusts der Freiheit des 
Wortes – und der Freiheit der Gedanken, 
lässt sich hinzufügen. Das Ende der Worte 
ist ein Signal gegen den Anspruch der 
Macht zur ideologischen Durchformung 
von Staat und Gesellschaft und zur exklu-
siven Besetzung der Köpfe gegen ihren 
freien Willen. Um die Köpfe zu besetzen, 
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muss die Macht die Öffentlichkeit mög-
lichst reinigen – von individuellen Rech-
ten, Meinungen, Gefühlen und Informa-
tionsansprüchen. Es bedarf eines Gleich- 
taktes der öffentlich artikulierbaren Posi-
tionen mit ihren Interessen. Unabhängig-
keit der Medien (übrigens auch der Bil-
dung, der Kultur, der Wissenschaft und 
der Geschichtsinterpretation) wird zum 
Ärgernis. Und sie wird bekämpft. Dieser 
Krieg gegen die Medien zielt ab auf die 
Zerstörung objektiver Berichterstattung, 
auf die Kriminalisierung von Journalis-
ten, auf vollständige Kontrolle der Me
dien, der Öffentlichkeit sowie schlechthin 
der freien Meinungsäußerung und per-
sönlichen Entfaltung insgesamt.

Das türkische Beispiel mit über vier-
zig Gerichtsverfahren gegen Journalistin-
nen und Journalisten mag in unserer wei-
teren und engeren Nachbarschaft derzeit 
das augenfälligste, zügelloseste und sich 
am konsequentesten fortsetzende sein, 
unterstützt durch eine politisierte Justiz. 
Doch es steht nicht einmal in seinen vor-
geschobenen religionspolitischen Motiven 
allein: Ähnliches findet sich auch in Polen 
(wo die Verfassung immerhin auch andere 
als explizit christliche Quellen universel-
ler Werte anerkennt, die Mehrheitspartei 
Prawo i Sprawiedliwość – „Recht und Ge-
rechtigkeit“  – aber eher nicht), Ungarn 
(wo ähnlich konservativ-nationalistische, 
selbst so definierte „illiberative“ Ansprü-
che dominieren) und Russland (wo das 
Bündnis von Thron und orthodoxem Al-
tar unter Berufung auf „traditionelle Wer-
te“ seit Langem wiederbelebt ist und der 
Glauben an Gott gerade verbindlich Ein-
zug in Putins neue Verfassung hielt).

Auch China begnügt sich nicht nur 
mit neuzeitlicher Ideologie, sondern ruft 
das alte Reich und das „Mandat des Him-

mels“ an, unter dessen harmonisierendem 
Weltmodell alles auf das Reich der Mitte 
ausgerichtet und Peking zum „allgemei-
nen Besten Zentrum der globalen mensch
lichen Schicksalsgemeinschaft“ geworden 
ist.2 Weltanschauungs- und Herrschafts-
monopol und die Instrumentalisierung 
des Rechts zu ihren Diensten vertragen 
keine individuelle Freiheit. Ihrer Logik 
entsprechen Beherrschung, Kontrolle und 
Indienstnahme der Medien, zum Beispiel 
durch die Förderung von Eingriffen in die 
Besitzverhältnisse, die Besetzung und Be-
herrschung der Personalstrukturen in Re-
daktionen, Verlagen und Sendern sowie 
durch wachsweiche rechtliche Vorgaben, 
die geradezu willkürliche Staatseingriffe 
ermöglichen  – selbst in Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union wie Polen und 
Ungarn. Zensur im Netz tritt hinzu.3

ÜBERGRIFFE AUF 
JOURNALISTEN

China und Russland erstreben inzwischen 
sogar die Internationalisierung ihrer Sicht-
weisen. Sie investieren weltweit Millionen 
in instrumentalisierte Medien und Kanä-
le, nicht nur um selbst zu bestimmen, wie 
die Welt über sie spricht und denkt, son-
dern auch, um die Politik andernorts kon-
kret und manipulativ in ihrem Sinn zu 
beeinflussen – Wahlentscheidungen nicht 
ausgenommen. China arbeitet an einer 
neuen Weltordnung der Medien, stellte 
die Organisation Reporter ohne Grenzen 
2019 fest. Kritischen Medien in Skandi
navien droht es mit der „Faust Pekings“.4  
Zusätzliche Staaten ließen sich benennen: 
Seit Neuestem foltern Myanmar und Bela-
rus kritische Journalisten, um sie mundtot 
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zu machen. Belarus holt sie sogar im Flug-
zeug vom Himmel.5

Nach der weltweiten Caselist des in-
ternationalen Autorenverbandes PEN gab 
es insgesamt 220 Übergriffe auf Autoren 
und Medienschaffende im Jahr 2020, da-
von 22 Morde aufgrund journalistischer 
Berichterstattung.6 Opfer solcher sich ver-
breiternder Sicht- und Verhaltensweisen 
sind stets Meinungsfreiheit und Plurali-
tät; mit ihnen sind es Institutionen politi-
scher, rechtlicher und kommunikativer – 
medialer – Kontrollen. Auch Algorithmen, 
Bots und Cyberkriege nehmen die Idee 
unversehrter Öffentlichkeit von Grund auf 
ins Visier. Daher hat die Verleihung des 
Friedensnobelpreises an die unbeugsamen 
Journalisten Maria Ressa und Dmitri Mu-
ratow 2021 zu Recht daran erinnert, dass 
innerer Friede, Macht und Öffentlichkeit, 
politisches System und Kommunikations-
system seit je in einem unauflöslichen Ver-
hältnis stehen. Die herrschende Kommuni-
kationsordnung ist noch immer eines der 
wichtigsten Kriterien zur Unterscheidung 
politischer Systeme. Aus gutem Grund hat 
das Bundesverfassungsgericht in einer 
frühen grundlegenden Entscheidung die 
Kommunikationsfreiheit als „schlechthin 
konstituierend“ 7 für eine freie Demokratie 
erachtet, zu deren Kriterien Manipulation, 
Zensur und Desinformation nicht gehören.

WEGWEISER IM MEINUNGS­
DSCHUNGEL?

Demokratie verwirklicht sich in Kommu-
nikation und Öffentlichkeit – oder sie wird 
nicht sein. Die wachsende Segmentierung 
einer „Gesellschaft der Singularitäten“,8 
die sich in Filterblasen und Echokammern 

gegenseitig bestätigen, untergräbt eine 
plural-offene, Integration stiftende Kom-
munikation. Früher war es die Absicht 
„alternativer Öffentlichkeit“, sich vom all-
gemeinen Kommunikationsmarkt abzu-
wenden. Inzwischen vermag jede Position 
über ihren eigenen Markt zu verfügen – 
oder in Zuspitzung diverser Identitäten 
sogar die Legitimität alternativer Argu-
mente und Meinungen zu leugnen und zu 
versuchen, deren Äußerung zu unterbin-
den.9 Faktisch wäre dann die fundamen
tale Funktion professioneller Medien als 
Wegweiser im immer unübersichtlicheren 
Informationsdschungel erheblich einge-
engt. Denn wer nur seinen eigenen wahr-
heitsbestimmten klaren Kurs kennt und 
allein für zulässig hält, bedarf keiner Na-
vigation.

Eine Konsequenz sind gesellschaft
liche Einbußen an Rationalität und Kom-
petenz zu politischer Urteilsbildung – bis 
zur Bildung absolut überzeugter, aus-
druckswilliger, aber informationsverwei-
gernder Bewegungen, die sich „Diktatur“ 
und „Lügenpresse“ ausgeliefert sehen, ob-
gleich ihre Demonstrationsfreiheit be-
wahrt und über ihre Position auch berich-
tet wird  – beides Kennzeichen freiheit- 
licher Demokratie. Diese treibt „Querden-
ker“ (oder Extremisten und Populisten) 
gar nicht in ihre Echokammern und Fil-
terblasen. Sie befinden sich vielmehr oh-
nehin dort und bestärken sich gegen Al-
ternativen, die sie für diktatorisch halten, 
solange sie die Herrschaft ihres eigenen 
Weltbildes verhindern.

Eine weitere Tendenz ist der Verfall 
von Respekt und Stil in der Meinungs
äußerung. Er tritt mehr und mehr aus  
dem Netz heraus und wird in der sozialen 
Wirklichkeit wirksam. Wahrscheinlich bil-
den sich hierin unschöne gesellschaftliche 
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Realitäten ab, die hinter dem Vorhang der 
früheren Medienwelt im Privaten verbor-
gen geblieben waren, nun aber durch die 
nach außen gerichtete Wendung von po-
tenziell jedermanns Privatheit und ihren 
zugehörigen Verhaltensweisen öffentlich 
sichtbar werden. Natürlich ist die Idee stil-
voller deliberativer Demokratie10 immer 
eine Idee idealistischer Intellektueller ge-
wesen. Doch wohnte ihr eine richtung-
weisende normative Sehnsucht inne, von 
der gewisse disziplinierende Ansprüche 
ausgingen. Damit ist es vorbei. Auch er-
scheint der Gesamtbefund ambivalent.

POLITISCHE ÖFFENTLICHKEIT 
STEHT INFRAGE

Denn als Gegentendenz zu den kritik
bedürftigen Tendenzen ist die Erleichte-
rung und Vermehrung der Möglichkeiten 
öffentlicher Kommunikation durchaus ins 
Feld zu führen: geradezu eine Autono
misierung bürgerlicher Entfaltung nach 
Artikel 5 Grundgesetz. Auch gegen die 
steigende, vom Medienwandel gestützte 
gesellschaftliche Pluralisierung gibt es 
grundsätzlich keinen Einwand, folgt sie 
doch aus den Entfaltungsfreiheiten der 
Individuen. Allerdings darf nicht überse-
hen werden, dass Meinungs- und Entfal-
tungsfreiheit nach dem Grundgesetz kei-
ne absoluten, sondern relationale und 
relative Begriffe sind11 – eben in Relation 
zur freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung, die in ihren Fundamenten und 
Wirkungen für niemanden zur Disposition 
steht und die Grenzen des Pluralismus in 
der Pluralitätsverneinung und -verweige-
rung sieht. Für die Verletzung von Persön-
lichkeitsrechten gilt das Gleiche.

Inzwischen stellt ein radikaler technischer 
und verhaltensdispositioneller Wandel 
politische Öffentlichkeit nicht als Prinzip, 
aber in ihrer Gestalt fundamental infrage. 
Vielfältiger Qualitätsjournalismus und 
Demokratiekompetenz wären dagegen ins 
Feld zu führen.12

Allein, die Aufgaben sind eher noch 
herausfordernder geworden, nachdem das 
Netz Privatisierungs- und Entrationalisie-
rungstendenzen dynamisiert und die 
Wirkweise von Algorithmen und Bots die 
genuine politische Willensbildung ver-
fälscht. Beide sind weder wählbar, noch re-
chenschaftspflichtig, jedoch einflussstark.

Fragmentierung und Manipulation 
entsprechen keineswegs der vom Bundes-
verfassungsgericht anvisierten Gemein-
wohlorientierung einer demokratierele-
vanten Kommunikation. Doch sind sie 
andererseits durchaus Konsequenz einer 
den Staat auf Distanz haltenden Kommu-
nikationsfreiheit, die das Gericht ziemlich 
weise als eine Freiheit interpretiert hat, die 
regulierende staatliche Eingriffe und „jed
wede Art der Bevormundung“ 13 ganz er-
heblich begrenzt. Daraus folgt dann, dass 
die Wiedergewinnung der Bedeutung der 
„klassischen“ Medien beziehungsweise 
angemessener Kommunikation in der de-
mokratischen Öffentlichkeit wohl Ergeb-
nis eines offenen gesellschaftlichen Pro-
zesses sein muss. Ob er Chancen hat?

Wird aber wirklich in freiheitlichen 
Systemen jede Art der Bevormundung 
ferngehalten? Sicher nicht, wenn zum Bei-
spiel – wie vormals Donald Trump – die 
oberste Macht im Staat ins hauptstädtische 
Pressekorps eingreift, große eigenständi-
ge Zeitungen als „Fake Media“ diffamiert, 
„alternative Fakten“ definiert, kritischen 
Journalisten mit Aggressivität begegnet, 
ihnen keine Antworten gewährt oder sie 

„Schlechthin konstituierend“, Heinrich Oberreuter
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überhaupt von Informationen auszuschlie-
ßen sucht, wie ehedem vom Weißen Haus 
und partiell auch von Downing Street 
No. 10 im Vereinigten Königreich prak
tiziert. Wie um die These vom unauflös
lichen Zusammenhang von politischem 
System und Kommunikationssystem zu 
beweisen, paaren sich diese Missgriffe mit 
einem gebrochenen Verhältnis zum Rechts-
staat einerseits; anderseits paaren sie sich 
mit dem Interesse ideologisch machtnaher 
Medienunternehmen, demgemäß keine 
objektive, sondern „eine wirkungsvolle 
Berichterstattung“ im Sinne der Politik 
des Machthabers wahrnehmen zu wollen – 
bis hin zur Unterstützung des präsidialen 
Angriffs auf die Korrektheit und Freiheit 
der Wahl, und dies in den USA, in einem 
Staat, der 1791 mit dem Ersten Verfas-
sungszusatz die Freiheit der Rede und der 
Presse kodifiziert und seither bemerkens-
wert hochgehalten hatte. Das Vereinigte 
Königreich nähert sich dem neuerdings 
mit Versuchen der Entmachtung des Ver-
fassungsgerichts ebenso wie der BBC an, 
die finanziell ausgeblutet werden soll.14

Im Gegenzug scheint in den USA in-
vestigativer Journalismus geradezu von 
der Kette gelassen. New York Times und 
Washington Post erblühen an Aktivität, Le-
ser- und Abonnentenresonanz. Sie gewin-
nen auch Glaubwürdigkeit gegenüber 
oberflächlich recherchierenden Internet-
portalen. Auf der Strecke der aggressiven 
und die Öffentlichkeit autonom und mit 
bewusster Desinformation gestalten wol-
lenden Amtsführung im Staat bleibt die 
Integration der Gesellschaft. Diese vor 
allem „von oben“ ausgehende Konfronta
tion von Macht und ihr ergebenen oppor-
tunistischen Medien einerseits sowie li
beralen Medien andererseits trägt zur 
verheerenden Spaltung der Gesellschaft 

bei, die anscheinend nur schwer zu über-
winden ist. Deutschland ist sie (noch) 
fremd.

Wenn schon keine rechtliche und po-
litische Bevormundung, gibt es aber nicht 
vielleicht doch eine Art Selbstbindung, die 
schon vor den Realitätsverdrängungen 
zur Silvesternacht von Köln hierzulan- 
de in Wissenschaft und Praxis kritisch be-
fragt wird?

BONNER KÄSEGLOCKE, 
BERLINER GLASKUPPEL

Zuerst ist es der Vorwurf eines politisch-
medialen Komplexes aufgrund beständi-
ger professioneller Nähe, die den Mei-
nungskorridor beenge sowie Kritik- und 
Kontrollpotenziale beschneide. Die Ver-
wandtschaft mit der in den USA seit gut 
zwei Jahrzehnten währenden Kritik an 
der „inside the beltway“ („innerhalb des 
Washingtoner Autobahnrings“) gemein-
sam agierenden Medien- und Politikelite 
ist deutlich.15 Beltway, Bonner Käseglocke, 
Berliner Glaskuppel: Diese Begriffe stehen 
für Entfremdung von der Alltagsnorma
lität. Ist aber die Kritikfähigkeit wirklich 
verlorengegangen? Trumps politische Obs
zönität hat schon zu seiner Amtszeit täg-
lich auch publizistische Gegenbeweise 
hervorgebracht. Selbst wenn die normati-
ve Eigenständigkeit von Medien- und Po-
litiksystem zutrifft, erscheinen Schnitt-
stellen unvermeidlich. Freilich dürfen sie 
auf beiden Seiten nicht zur Preisgabe der 
Autonomie führen. Ob aber zum Beispiel 
ausgerechnet die Bitte der Kanzlerin an 
die Chefredakteure der stimmführenden 
Medien, in der heraufziehenden Finanz-
krise 2008 keine Panik zu verbreiten, und 
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die Tatsache, dass diese sich daran hielten, 
eine skandalöse Selbstpreisgabe16 war, lässt 
sich bestreiten. Eher haben beide Seiten 
nachvollziehbare Verantwortung wahrge-
nommen im Dienst an der Stabilität der 
Demokratie, an der sie gemeinsam – sym-
biotisch – Interesse haben müssen.

Eine zweite Kritik trifft den Journalis-
mus als selbstreferenzielles System. Auch 
sie ist ebenso angejahrt, wie sie lange un-
gehört geblieben war. Amerikanische wie 
deutsche Analysen sprachen schon in den 
1980er-Jahren von journalistischer „Kon-
sonanz“ – in Deutschland etwa Elisabeth 
Noelle-Neumann17 und Theo Sommer, der 
1982 in Die Zeit gar von „Rudeljournalis-
mus“ (amerikanisch: „pack journalism“)18 
schrieb. Heute sind die Begriffe „Fokussie-
rung“ und „Mainstream“ 19 hinzugekom-
men. Zweifellos gehört zur dienenden Frei-
heit der Medien im Pluralismus einerseits 
die Repräsentation der Vielfalt, in einem 
Hochkonsenssystem vielleicht sogar die 
Suche nach Alternativen, speziell dann, 
wenn die Politik – die Macht – keine sehen 
will. Andererseits gibt es aber auch Fakto-
ren der Relevanz oder der Effektivität, die 
im Entscheidungsverfahren auf eine Ba-
lance von relativer Vielfalt und notwendi-
ger Fokussierung drängen. Schließlich 
müssen ja Ergebnisse gefunden und Re-
gierungsentscheidungen getroffen wer-
den. Konformitätsdruck durch die politi-
sche Macht ist hier gewiss nicht gemeint. 
Generell haben aber auch sonst in der Ge-
sellschaft fast überall Stimm- und Mei-
nungsführer starken, oft sogar überstar-
ken Einfluss.

Diese beiden Phänomene  – Käse
glocke und Konsonanz – wirken in dem 
Augenblick kritisch und vertrauenszer
störerisch, wenn in einem wesentlichen 
Problembereich Diskrepanzen zwischen 

der Bevölkerung (oder einem Teil von ihr, 
wobei in diesem Kontext nicht Blasen ge-
meint sind) und konsensuell geeinter poli-
tisch-medialer Elite bestehen und wenn 
von daher existierende Meinungen und 
Werthaltungen im öffentlichen Diskurs 
unterrepräsentiert bleiben. 

PÄDAGOGISCHES 
BERUFSVERSTÄNDNIS

Offensichtlich ist diese Ansicht mit poli
tischen Konsequenzen vor allem in kon
servativ-kleinbürgerlichen und prekären 
Milieus der Gesellschaft verbreitet; aber 
nicht nur dort. Muss man die aktuellen 
Themen überhaupt nennen? Patriotismus, 
Flüchtlinge, Islam, Ausländer, Euro, Min-
derheiten, Toleranz, Gleichstellung und so 
weiter. In der Literatur finden sich dazu 
zwei gegenteilige Positionen. Die eine sieht 
„gute Gründe“ 20 oder „Verantwortungs
bewusstsein“ 21, Informationen zu unter-
lassen, um Minderheiten nicht zu stigma-
tisieren. Die andere ist skeptisch gegen- 
über „einem allzu pädagogischen Berufs-
verständnis mancher Journalisten“ und 
sieht in solcher „Political Correctness“ eine 
Tendenz zur „Selbstzensur“.22 Beide sind 
sich jedoch darin einig, dass unterbleiben-
de Information über Realitäten Misstrau-
en begründet und verbreitet – speziell ge-
genüber den Medien, aber auch gegenüber 
der Politik wegen der angeblich ausgeprägt 
konsensuellen Zuordnung beider. Die Re-
zipienten erwarten von den Medien, deren 
Einfluss sie zu 95 Prozent für groß und 
sehr groß halten, keine Volkspädago- 
gik, sondern rückhaltlose Information (zu 
78 Prozent).23 Offensichtlich reklamieren 
die Bürger ihr unzweifelhaftes Recht, auf 

„Schlechthin konstituierend“, Heinrich Oberreuter
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der Basis ungeschönter Tatsachen ihre Ur-
teile und Positionen selbst zu finden. Sie 
wollen ernst genommen werden. Mün
digkeit nennt man das und ersehnt es in 
anderen politischen Zusammenhängen.  
Zur Mündigkeit führt allerdings gewiss 
nicht die Suche nach einer genehmen Bla-
se im Netz.

ENTFALTUNG LEGITIMER 
PLURALITÄT

Zusätzlich verbreitet sich das Gefühl,  
man könne seine Meinung zu manchen 
Themen nicht mehr öffentlich äußern,  
weil die Gefahr bestehe, in eine politische 
Schmuddelecke gestellt zu werden. „Der 

öffentliche Raum wird weitaus weniger 
mit Meinungsfreiheit assoziiert als der pri-
vate Bereich.“ 24 Nur 18 Prozent der Bevöl-
kerung sehen die Freiheit dort ausgeprägt, 
59 Prozent dagegen im Freundes- und Be-
kanntenkreis, 41 Prozent halten die Politi-
cal Correctness für übertrieben. Derlei Cor-
rectness beschädigt aber die Demokratie 
substanziell, weil sie Vertrauen ins System 
unterminiert. Es geht um Öffentlichkeit. 
Diese soll von den Medien hergestellt und 
begleitet werden, um im Rahmen des recht-
lich Zulässigen legitime Pluralität zu entfal-
ten, auch wenn sie schmerzt, und nicht, 
um sie kanalisierend und qualifizierend zu 
begrenzen oder zu verweigern. Ohne öf-
fentliches Gespräch mit den Bürgern gibt 
es keine Legitimität des Regierens. Medien 
sollten es anwaltschaftlich erzwingen.
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